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In der
Revolution verjagen 
Bürger und  
Arbeiter für  kurze 
Zeit die Kaiser-
Diktatur. 
Ein Parlament 
wird eingerichtet. 
Arbeiter dürfen  
wählen, aber  nicht 
kandidieren.      

Die 
Unternehmer  
setzen Handels- 
kammern als ge- 
setzliche Interes- 
senvertretungen 
durch. 
Die  Forderung 
nach Arbeiter- 
kammern hat 
noch  keine 
              Chance. 



         

Antrag der Liberalen, zu 
den 353 Sitzen im Parla-
ment (Reichsrat) auch eine 
„Arbeiterkammerkurie“ mit 
9 Mandaten zuzulassen. 

Petition des sozia-
listischen Vereins 
Volksstimme: 
Forderung nach 
Arbeiterkammern. 

Die Kaiserdiktatur wird gelockert, Österreich 
bekommt eine Verfassung und ein Parlament 
der Besitzenden, Vereine werden erlaubt. 

1867 

1874 

1886 

Der Arzt Victor Adler: Keine Arbeiter-
kammern als Ersatz für ein demokrati-
sches Wahlrecht!  Die 1889 gegründete 
Sozialdemokratische Arbeiterpartei 
übernimmt diese Parole.

Gründung der Reichskommission der Freien Gewerk-
schaften - GewerkschafterIn zu sein, ist seit 1970 
nicht mehr kriminell.  Die GewerkschafterInnen  
stehen an der Spitze der Wahlrechtskampagne.

1893

Höhepunkt der Wahlrechtskampagne im Dezember 
1905: die bisher größte Demonstration Österreichs vor 
dem Parlament. Der Erfolg  kommt 1 ½ Jahre später. 
Erste demokratische Wahlen zum Reichsrat – aber nur 
für Männer. Viele Gewerkschafter erhalten ein Mandat 
als sozialdemokratische Abgeordnete.  
Im Ersten Weltkrieg herrscht wieder pure Diktatur.  
Erst, als sich das Ende der Monarchie ankündigt, wird 
das Parlament wieder einberufen. 

1905 

1907 

Thomas
Masaryk

1914 
1917 

Die erste Initiative
 für ein modernes Arbeiterkammergesetz

 kommt 1917 von den tschechischen
Sozialdemokraten, unterstützt auch vom späteren 

Staatspräsidenten der CSR, Thomas Masaryk.
Die Freien und die Christlichen

Gewerkschaften fordern Arbeiterkammern.

˘



1918 – die Mo- 
narchie zerfällt.  
Österreich 
wird demokra- 
tische Republik. 
1919 dürfen  
Frauen erstmals 
wählen – die kon- 
stituierende Natio- 
nalversammlung.  
Sie beschließt am  
26. 2. 1920 die Er- 
richtung von Kam- 
mern für Arbeiter 
und Angestellte und 
am 2. 10. 1920 die 
modernste Verfas- 
sung der Welt. 

Ferdinand Hanusch, Sozialstaatssekretär 
in der Regierung Renner und einer der 
Vorsitzenden der Reichskommission der 
Freien Gewerkschaften. Mit seinem 
Namen ist die vorbildliche Sozialgesetz-
gebung der jungen Republik verbunden – 
auch die Errichtung der Arbeiterkam-
mern. Er wird nach dem Ausscheiden der 
Sozialdemokraten aus der Regierung 
erster Direktor der AK in Wien. 

AK-Protest: Manche Regierungsstellen 
ignorieren das Begutachtungsrecht. Die ersten Frauen im Parlament.

Erst 1921 ist die Gleichberechtigung der Arbeit-
nehmerInnen ganz erreicht: Die AK ist jetzt den 
Unternehmerkammern gleichgestellt. 



                    DIE AK-PRÄSIDENTEN 1921 – 1934
                   Wien und                        FRANZ DOMES 
                  Niederösterreich           KARL WEIGL 
                Burgenland                     THEODOR MEIßNER 
              (bestellte Beirats-          JOHANN BÖHM 
             vorsitzende ab 1925)       
           Kärnten                             HANS VEIT 
                                                   JOHANN SACHAN 
         Oberösterreich              HANS PREGANT 

Salzburg                         FRANZ PÜHRINGER 
                                              HANS GEIGL 
                                             JAKOB AUER 
                                            JOHANN ELIAS 
                                          KARL EMMINGER 
   Steiermark                  HANS MUCHITSCH 
  Tirol                             WILHELM SCHEIBEIN 
Vorarlberg                   WILHELM SIEß

1921 finden die ersten AK-Wahlen statt.   
Die ArbeitnehmervertreterInnen in den Vollver-
sammlungen heißen damals „Kammermitglie-
der“. Es wird als besondere Ehre und Verpflich-
tung angesehen, ein solches Mandat auszuüben.

Nachdem alle Vollversammlungen gewählt 
sind, tritt 1921 erstmals der Österreichische 
Arbeiterkammertag (ÖAKT) zusammen. 

Die Arbeiterkammern und die ExpertInnen 
der AK-Büros können in sehr kurzer Zeit 
hohe Anerkennung erreichen. Gerade des-
halb ist die AK massiven Angriffen von 
allen Gruppen ausgesetzt, die die Verstär-
kung der Demokratie durch eine gesetzli-
che ArbeitnehmerInnenvertretung und die 
Demokratie insgesamt in Frage stellen. 

Im Frühjahr 1933 schaltet die Re-
gierung Dollfuß mit einer vorge-
schobenen Begründung den Natio-
nalrat aus. Polizei riegelt das Par-
lament ab, damit die Abgeordneten 
sich nicht versammeln können. 



1925 entsteht in Wien die 
erste AK-Frauenabteilung, 
geleitet von Käthe Leich-
ter, einer der bedeutends-
ten österreichischen Wis-
senschafterinnen des  
20. Jahrhunderts.  
Die enge Kooperation mit 
der gewerkschaftlichen 
Frauenorganisation ist von 
Anfang an selbstverständ-
lich. Dafür stehen die Na-
men Anna Boschek und 
Wilhelmine Moik, ab 1945 
die erste Frauenreferentin 
des ÖGB. 

Die engagierte Sozialistin verliert 
1934 bei der Entdemokratisierung 
der AK ihren Job.  Nach vier Jahren 
im politischen Untergrund wird sie 
1938 von den Nationalsozialisten 
verhaftet. Als Jüdin hat 
 sie keineChance, 1942  
wird sie ermordet.

Käthe Leichter mit ihrem Mann, dem 
Journalisten Otto Leichter und den Söh-
nen Heinz und Franz. Die Familie wird 
1938 noch rechtzeitig emigrieren können. 

Wilhelmine Moik 1959 mit dem 
80-jährigen Karl Weigl, letzter Wiener 
AK-Präsident der Ersten Republik.



Als MitarbeiterInnen einer  
AK-Hilfsaktion für Arbeits-
lose können die  Mitglieder 
eines Wissenschafterteams 
ihre Bahn brechende Studie 
über die Folgen von Arbeits-
losigkeit im niederösterrei-
chischen Marienthal begin-
nen. Führend im Team: die 
junge Maria Jahoda. 

Unbürokratische Hilfe für Arbeitslose  
ist in der Wirtschaftskrise zu Beginn der 
1930er Jahre eine neue wichtige Aufga- 
be der Arbeiterkammern. So entsteht in  
Wien „Jugend am Werk“ mit Werkstät- 
ten für arbeitslose Jugendliche. Die  
Aktion wird auch unter dem autoritären 
Regime ab 1934 weitergeführt, ebenso  
wie die Brotverteilung an Arbeitslose in 
Tirol (hier 1936). 

Die 75-jährige Universitätsprofessorin Maria Jahoda, von den 
Nationalsozialisten zur Emigration in die USA gezwungen und 
nach 1945 kurz als Leiterin der Frauenabteilung in der AK Wien
im Gespräch, 1983 im ORF-Interview mit Franz Kreuzer. 



                      abgesetzt         eingesetzt 
                     Vertreter der          Vertreter der 
                  demokratischen           „neuen Arbeiter- 
                Arbeiterkammern           kammern“ ab 1934 

Am 12. Febru-
ar 1934 wird 
der sozialde-
mokratische 
Widerstand 
gegen die Zer-
störung der 
Demokratie 
zerschlagen. 
Haft und 
Todesurteile 
folgen. 

sie durch 
staatlich 
bestellte 
Verwal-
tungsräte. 

1933 beginnt der Weg in die Diktatur. Im Jänner 
1934  schafft die Dollfuß-Regierung  die demokra-
tisch gewählte Selbstverwaltung ab und ersetzt 

Auch Josef 
 Stanek, Sekretär 
 der AK in Graz,  
 stirbt am Galgen.

Karl Weigl, gewählter  
AK-Präsident für Wien und 

Niederösterreich. 

Hans Pregant, gewählter 
AK-Präsident für 
Oberösterreich. 

Alfred Maletta, Erster Sekre-
tär der Staatsgewerkschaft 
und der Arbeiterkammer für 
Oberösterreich. 

Johann Staud, Präsident 
der Staatsgewerkschaft 
und Vorsitzender des Ver-
waltungsrats der AK für 
Wien und Niederösterreich.

Parteien und unabhängige Gewerk-
schaften sind  ab 1934 verboten. Der  
Bund der Freien Gewerkschaften wird 
in der Illegalität neu aufgebaut. Sein  
Vorsitzender ist Karl Mantler, ab Ende  
1945 AK-Präsident für Wien, Nieder- 
österreich und das Burgenland.                   

Unterschriftenlisten aus 
Betrieben gegen den 
autoritären Kurs in den 
Arbeiterkammern. 

1938 muss die Ständestaat-Diktatur den Nationalsozialisten 
weichen. Hitlers Wehrmacht marschiert ein. 

Karl Mantlers Deckname im Untergrund 
ist „Julius“. Deshalb heißt dann in der  
Zweiten Republik das Boot des  
ÖGB-Jugenderholungsheims Cap Wörth 
„Julius“. Die Jugenderholungsaktion  
wird wesentlich von der AK finanziert. 

Zwei Beispiele von sieben

Einer, der 1934 seinen Job ver-
liert: Bruno Pittermann, Bil-
dungsreferent der AK für Kärn-
ten und 1945 Erster Sekretär 
(Direktor) der AK in Wien.



1938 – 1945: Die
AK-Gebäude, wie 
hier in Linz, und die 
AK-Bibliotheken - 
auch die wertvolle 
Wiener Bibliothek -
sind Eigentum der 
Deutschen Arbeits-
front DAF. 
Widerstand gegen 
den nationalsozia-
listischen Terror ist 
lebensgefährlich. 
Trotzdem gibt es 
mutige Menschen, 
die ihn wagen. 

Bei der „Machtübernah-
me“ stehen die beiden 
Arbeiterfiguren noch 
über dem AK-Eingang vor
dem Hakenkreuz, dann 
kommen sie als Schrott 
zum Einschmelzen. 



Johann Staud, Vorsitzender 
des AK-Verwaltungsrats in 
Wien, im KZ ermordet. 

Käthe Leichter, AK-Frauen-
referentin bis 1934, im KZ 
ermordet. 

Karl Mantler, ÖAKT-Präsident und 
Vorsitzender der Gewerkschaft der 
Lebens- und Genussmittelarbeiter, 
nach der Rückkehr aus dem KZ. 

Wilhelmine Moik, Vorsit-
zende der ÖGB-Frauen 
und des AK-Fauenaus-
schusses in Wien, nach 
der Gestapo-Haft. 

Josef Kittl, Vizepräsident der 
AK Salzburg und Obmann des 
ÖGB-Oberösterreich, überlebt 
Haft und KZ. 

Karl Maisel, Mantlers Nach-
folger als ÖAKT-Präsident 
und Vorsitzender der Metall- 
und Bergarbeiter, nach der 
Rückkehr aus dem KZ

Veröffentlichung des 
AK-Wirtschaftsexperten 
Stefan Wirlandner nach 
seiner Rückkehr aus der 
Emigration. 

In der Selbstverwaltung  
und in den Büros der Arbei-
terkammern kommt nach 
1945 der antifaschistischen 
Tradition eine besondere 
Bedeutung zu. Diese Grund-
haltung ist in allen Phasen 
der Zweiten Republik zu 
erkennen. 

Die AK als Trägerin antifaschistischer Aufklärung:
Die Auschwitzausstellung wird ab 1965 als eine der 
ersten breiten Informationsaktionen über den Holo-

caust in Österreich durch die Bundesländer geschickt.

Stiller 
Protest:  
Gedenken an 
die ermorde-
ten Roma vor 
der AK Wien 
mit Präsi-
dentin Lore 
Hostasch 
im Februar 
1995.

Folgen der NS--Herrschaft: 

GEFALLENE SOLDATEN 
weit über 17 Millionen 
GETÖTETE ZIVILISTEN 
weit über 4 Millionen 
KZ-OPFER UND ALS  
REGIMEGEGNER  
HINGERICHTETE  
an die 9 Millionen 
ERHÖHTE ZIVIL-
STERBLICHKEIT 
weit über 27 Millionen 
MILLIONEN HABEN IHRE 
GESUNDHEIT VERLOREN 
Kriegskrüppel  
an die 28 Millionen 
MILLIONEN HABEN IHRE 
FREIHEIT VERLOREN 
Kriegsgefangene 
rund 25 Millionen 
MILLIONEN HABEN IHRE 
ELTERN VERLOREN 
Kriegswaisen 
etwa 21 Millionen 
MILLIONEN HABEN IHRE 
HEIMAT VERLOREN 
Fremdarbeiter und  
Verschleppte: 
rund 12 Millionen 
Durch Kampfmaßnahmen 
vertrieben:  
an die 70 Millionen 
Nach dem Krieg  
ausgesiedelt:  
an die 15 Millionen 
Obdachlose: 
etwa 20 Millionen 



KONSTITUIERUNG DER  
AK-VOLLVERSAMMLUNGEN 

Wien ++ 25. 8. 1945
Niederösterreich ++
Burgenland 

Tirol  13. 4. 1946

Ober-  
österreich   11. 5. 1946

Salzburg 11. 5. 1946

Vorarlberg 22. 6. 1946

Steiermark 29. 7. 1946

Kärnten     11. 9. 1946

Burgen- 
land  4. 10. 1948

Nieder- 
österreich 6. 10. 1948

Am 20. Juli 1945 erlässt die proviso-
rische Staatsregierung das  
Gesetz über die Wiedererrichtung 
der Arbeiterkammern – anerkannt 
nur von den Sowjets, in den Zonen 
der USA, Großbritanniens und 
Frankreichs dann Ende 1945.  Des-
halb finden die AK-Konstituierungen 
außer für die AK Wien-Niederöster-
reich-Burgenland erst 1946 statt. 

Zerbombte AK-Gebäude 1945: Klagenfurt (oben) und
Linz (unten). Auch die AK in Graz ist eine Bombenruine.

Konstituierung 1948 im nieder-  
österreichischen Landhaus.

Salzburg 11. 8. 1945. Ein Vertreter der 
US-Militärbehörde überreicht den  
AK-Schlüssel. Das Gesetz von 1920 ist 
Basis für eine vorläufige Konstituierung.

Konstituierung im Wiener Konzerthaus. 
Erster Präsident nach dem AKG 1945  
ist Karl Krisch, Generalsekretär des  
neu gegründeten Österreichischen  
Gewerkschaftsbunds. 

ÖGB-Präsident Böhm, Altbürgermeister 
Seitz, Staatskanzler Renner und Staats-
sekretär Schärf bei der Konstituierung 
in Wien. Renner ist Hauptredner.

Vertei-
lung 
von 
Schu-
hen 
durch 
AK  
und 
ÖGB.
1946.



Zum 80. Geburtstag von 
Theodor Körner wird unter 
Federführung des ÖAKT der 
Theodor Körner-Preis zur 
Förderung von Wissenschaft 
und Kunst geschaffen. Hier 
eine Preisverleihung in den 
1970er Jahren mit Bundes-
kanzler Kreisky und ÖAKT-
Präsident Hrdlitschka.

Im Hintergrund: Schaubild zum Wieder-
aufbau nach 1945 aus der  
AK-Ausstellung „100 Jahre Aufstieg 
einer Klasse“ Anfang der 1950er Jahre. 

Beratung und Hilfe ist, wie hier in 
Vorarlberg, von Anfang an neben der 
politischen Interessenvertretung 
AK-Auftrag. Anfang der 1990er Jah- 
re erhält die Betreuung der Kolleg- 
Innen mit nichtdeutscher Mutter- 
sprache und ihrer Familien einen  
neuen Stellenwert. 

Die Sozialakademie zählt zwar von Anfang an 
ArbeitnehmervertreterInnen aus ganz Öster-
reich zu ihren HörerInnen, wird aber Jahrzehn-
te nur von der AK Wien getragen. Erst seit den 
1990er Jahren ist sie eine gemeinsame Ein-
richtung aller Arbeiterkammern. 

Seit den 1980er Jah-
ren gibt es immer 
wieder Versuche, die 
Arbeitnehmerposition 
durch das Ausschal-
ten der AK zu schwä-
chen. Einige davon 
sind darauf hinausge-
laufen, die AK finan-
ziell zu schwächen. 

Bundespräsident Körner (oben Mitte) 
bei der Eröffnung des Franz Domes-
Lehrlingsheims der Kammern für Wien 
und Niederösterreich 1952. Mit dabei: 
die zuständigen AK-Präsidenten (für 
Niederösterreich Josef Fuchs links 
neben Körner, für Wien Karl Mantler 
rechts neben dem Bundespräsidenten 
verdeckt). Links außen: ÖGB-General-
sekretär Anton Proksch, vor 1934 
Vorsitzender des AK-Jugendbeirats. 

1954 wird ein neues Arbeiterkammerge-
setz beschlossen. Der Arbeiterkammertag 
erhält einen eigenen Status als eine Art 
„10. Arbeiterkammer“, was eine weitaus 
bessere Koordination ermöglicht. 



 zu 
Stellungnahmen des Österreichischen Arbeiterkammertags/der Bundes-
arbeitskammer zu Gesetzesentwürfen: Unabhängig von der Zusammen-
setzung der Regierung nur dem ArbeitnehmerInneninteresse verpflichtet. 

ASVG: 1955 beschlossen. 
            1956 in Kraft. 

ArbVG: 1973 beschlossen. 
             1974 in Kraft. 

Erstes Verstaatlichungsgesetz:
1946 beschlossen und in Kraft. 

Lohnsteuerreform 1988.

Budgetbegleitgesetze 2000.

Schulgesetzwerk 1962.

Errichtung von Fachhoch-
schulstudiengängen 1992.

Schulgesetze 2005.



Start der Bundestheateraktion mit Nestroy
        1976. Hinter der Bühne: ÖAKT-Präsident  
            Adolf Czettel und Unterrichtsminister  
               Fred Sinowatz mit Otto Tausig (links), 
                      Fritz Muliar und Fritz Hackl  
                                (beide am Sofa). 

Entführung  aus den Tempeln der  
„Hochkultur“.  
1976 besiegeln der Österreichische  
Arbeiterkammertag und die Bundesthea-
terverwaltung  das Projekt „Bundesthea-
ter in die Bundesländer“. Burgtheater, 
Staatsoper und Volksoper gehen zu den 
SteuerzahlerInnen, die ihre Arbeit finan-
zieren. Nach 10 Jahren haben fast 
170.000 BesucherInnen die Aufführun-
gen an 56 Spielorten gesehen. 

Das Staatsopernballett mit  
                        „Sinfonie in D“ 1984 (oben).  
               Das Burgtheater mit Nestroys  
                          „Das Mädel aus der Vorstadt“  
                                    1982 in Lienz  (links).

Besondere   
  Herausforde-  
  rung für die 
  Bühnen- 
  technik auf 
  Tournee. 

Das Burgtheater mit „Armer 
    Cyrano“ 1985 in Voitsberg **
        (oben). Die Staatoper mit  
     „Don Pasquale“ in Gmunden ***
      1977 (rechts). 
         * Stroux, Eckert, Bißmeier,  
            Vingerhouts, Liewehr. 
                   ***  Czerwenka 



BAK-Präsidentin Lore Hostasch beim ÖGB-Jubiläum 1995. Das AKG 1992 
stellt die Kooperation zwischen AK und ÖGB auf eine gesetzliche Basis. 
Der Österreichische Arbeiterkammertag wird in Bundeskammer für Arbei-
ter und Angestellte umbenannt und bekommt mehr Kompetenzen – 
die  zum Teil 2000 wieder zurückgenommen wurden. 

Geheime Wahl der AK-Organe durch die Vollversammlung:
auch eine der Reformen durch das AKG 1992.

DIE REFORMSCHWERPUNKTE DES AKG 1992 

1992 löst ein neues AK-Gesetz das 
mittlerweile 33 Jahre alte und mehr-

mals novellierte AKG 1954 ab.. Es ist 
der Beginn eines permanenten  Re-

formprozesses. ArbeitnehmerInnen in 
Karenz und ein Teil der Arbeitslosen 
können jetzt ihre AK-Mitgliedschaft 

behalten und die ArbeitnehmerInnen 
haben Anspruch auf Rechtsberatung 

und Rechtsschutz.



Sie legen die 
Basis für den 
Aufbau von AK 
und ÖGB in der 
Zweiten Re-
publik: Karl 
Mantler und 
Johann Böhm. 

Gemeinsamer Festakt von ÖGB und AK zum Gedenktag „50 Jahre Republik“ 
am 9. November 1968. Sie dokumentieren damit den untrennbaren Zusam-
menhang zwischen der Demokratie und der Chance auf eine wirkungsvolle 
Vertretung der ArbeitnehmerInneninteressen. 

Besonders eng 
ist die Koopera-
tion Gewerk-
schaft – AK von 
Anfang an auch 
bei der Be-
rufsausbildung. 

AK und ÖGB für Österreichs EU-Beitritt, aber ohne 
rosarote Brille. (Von links: AK-Präsident Heinz 
Vogler, Staatssekretärin Brigitte Ederer, früher AK-
Expertin, und ÖGB-Präsident Fritz Verzetnitsch.) 

Gerhard Wei-
ßenberg, AK-
Sozialexperte 
aus dem ÖGB 
und später Sozi-
alminister, mit 
Wissenschafts-
ministerin Herta 
Firnberg, ehe-
mals Mitarbeite-
rin der AK Nie-
derösterreich.

In fast allen 
Bundeslän-
dern arbeiten 
AK und ÖGB 
auch räum-
lich eng 
zusammen.

Die 
Präsi-
denten 
des  
Ge-
denk- 
jahrs  
2005, 
Herbert
Tumpel 
und  
Fritz 
Verzet- 
nitsch.
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VdU
Verband der 

Unabhängigen
(1954)
WdU

Wählergruppe der 
Unabhängigen
und Parteilosen

(1954)
FA

Freiheitliche 
Arbeitnehmer

(ab 1959)

GE
Teile der ehem. 

KP-Fraktion
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Gemeinsam mit 
Alternativen
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                                                         DIE AK-PRÄSIDENT/INNEN 
              IN DER ZWEITEN REPUBLIK 

               WIEN, NIEDERÖSTERREICH, BURGENLAND     Karl Krisch (1945) 
                  (AK in Wien)                             Karl Mantler (1945 – 1948) 

                  BURGENLAND     Friedrich Szenkuröck (1948 – 1961) 
                                              Franz Babanitz (1961 – 1983) 
                         Ernst Piller (1983 – 2000) 
                                                                                           Alfred Schreiner (ab 2000) 
              KÄRNTEN                     Julius Lukas (1946) 
                                                                                         Paul Truppe (1946 – 1958) 
                                                                                        Josef Greinecker gf. Präsident (1958/1959) 
                                                                                       Hans Schreiber (1959 – 1969) 
                                                                                      Ernst Stecher (1969 – 1979)        
                                                                                      Josef Quantschnig (1979 – 2002) 
                                                                                          Günther Goach (ab 2002) 
     NIEDERÖSTERREICH                Josef Fuchs (1948 – 1964)       
                                                                                     Franz Horr (1964 – 1974) 
                                                                                     Josef Hesoun (1974 – 1991) 
                                                                                     Karl Hundsmüller (1991 – 1994) 
                                                                                    Josef Staudinger (ab 1994) 
    OBERÖSTERREICH                                               Heinrich Kandl (1946 – 1959) 
                                                                                    Franz Thanhofer (1959 – 1968) 
                                                                                    Sepp Schmidl (1968 – 1982) 
                                                                                    Fritz Freyschlag (1982 – 1999) 
                                                                                     Hubert Wipplinger (1999 – 2003) 
                                                                                     Johann Kalliauer (ab 2003) 
  SALZBURG                                                                Hans Webersdorfer (1945/46 – 1955) 
                                                                                      Ferdinand Putz (1956 – 1965) 
                                                                                      Josef Horak (1965)                                                                            
                                                                                       Karl Steinocher (1965 – 1966) 
                                                                                       Josef Brunauer (1966 – 1983) 
                                                                                        Herbert Suko (1983 – 1998) 
                                                                                         Alexander Böhm (1998 – 2003) 
                                                                                         Siegfried Pichler (ab 2003) 
     STEIERMARK                     Otto Möbes (1946 – 1953) 
                      Eduard Schwarz   (1953 – 1975) 
                            Franz Ileschitz (1975 – 1987) 
                       Alois Rechberger (1987 – 1990) 
                        Erich Schmid (1990 – 1995) 
                           Walter Rotschädl (ab 1995) 
          TIROL                          Josef Wilberger (1946 – 1949) 
    Josef Gänsinger (1949 – 1964) 
     Hermann Schmidberger (1964 – 1974) 
                                                                                                Karl Gruber (1974 – 1984) 
                              Ekkehart Abenstein (1984/85) 
                               Josef Kern (1985 – 1991) 
               Friedrich Dinkhauser (ab 1991) 
               VORARLBERG                                 Anton Lindner (1946 – 1956) 
             Karl Graf (1956 – 1967) 
               Heinrich Grassner (1967 – 1969) 
                 Bertram Jäger (1969 – 1987) 
                    Josef Fink (ab 1987)     
                       WIEN(+ ÖAKT/BAK-PRÄSIDENT/INNEN                   Karl Mantler (1948 - 1955) 
                         Karl Maisel (1956 – 1964) 
     WilhelmHrdlitschka (1964 – 1976) 
       Adolf Czettel (1976 – 1988) 
           Heinz Vogler (1988 – 1994) 
                   Eleonore Hostasch (1994 – 1997) 
                Herbert Tumpel (ab 1997)  

Die AK-Wahlordnung 
wird seit 1949 laufend 
verbessert. Bei den 
Wahlen 2000 wird  
erstmals Briefwahl er-
möglicht und die Wahl 
im Betrieb erhält Vor-
rang vor öffentlichen 
Wahllokalen. Damit 
sollen möglichst viele 
ArbeitnehmerInnen 
trotz der veränderten 
Arbeitswelt die Chan-
ce haben, ihr demo-
kratisches Recht 
auszuüben. 

Die AK-Wahlen sind nach Nationalrats- und Landtags-
wahlen die größten Wahlen in Österreich. Die demokra-
tische Legitimation ist Voraussetzung für eine unabhän-
gige Interessenvertretung gegenüber dem Staat. 



Die Frage 
Sind Sie dafür, dass 
die Kammer für Ar-
beiter und Angestell-
te als gesetzliche 
Interessenvertretung 
aller Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitneh-
mer bestehen bleibt? 

Unter dem Druck einer Kampagne 
gegen die AK wird die „Pflichtmit-
gliedschaft“ in allen Kammern hinter-
fragt. Weil aber Kammern ohne ge-
setzliche Zugehörigkeit nach öster-
reichischem Recht nicht möglich 
sind, bedeutete das in Wirklichkeit 
den Ruf nach Abschaffung der gesetz-
lichen Interessenvertretungen. Bei 
der freiwilligen Mitgliederbefragung 
1996 – die Regierung hat eine ent-
sprechende Forderung wieder zu-
rückgezogen – wird deshalb auch die 
Frage gestellt, um die es tatsächlich 
geht. Die Zustimmung zur AK erreicht 
ein sensationelles Ausmaß. 



Das von allen Länderkammern gemeinsam getragene 
Programm AK plus wurde konsequent ausgebaut, und 
die Arbeiterkammern haben ihre Leistungen auch an 
die sich ändernden Bedürfnisse der Mitglieder ange-
passt. 
Als erfolgreichstes AK plus-Programm erwies sich der 
Bildungsgutschein im Wert von 100 Euro, mit dem die 
Mitglieder bei ihrer Weiterbildung finanziell unterstützt 
werden. Im Jahr 2002 haben bundesweit fast 50.000 
Mitglieder diese neue AK plus-Leistung in Anspruch 
genommen. 
Im Konsumentenschutz wurden vor allem die Internet-
Angebote ausgebaut und die Rechtsvertretung in Mus-
terprozessen weiterentwickelt. 
In einem der großen Projekte – dem gemeinsamen 
Internetauftritt der Länderkammern - wurde die Kon-
zeptphase abgeschlossen. …… 

Einstimmiger Beschluss 
der Hauptversammlung  
der Bundesarbeitskammer  
vom November 2000. 



Die Arbeiterkammer ist dazu da, nicht nur für die Arbeitenden 
selbst eine Beratungsstelle zu bilden, sondern auch einen Stab 
wissender und wissenschaftlich strebender Vorkämpfer der 
Arbeiterklasse zu erziehen, welche neben den oft ausgezeich-
net geschulten Vertretern der übrigen Kammern den Staat 
beraten und die eigenen Auftraggeber über all die gesellschaft-
lichen und politischen Zusammenhänge aufklären, gegen wel-
che ihre Forderungen einzugreifen bestimmt sind. 
Staatskanzler Karl Renner bei der Konstituierung der AK in 
Wien am 25. August 1945. 

Vorarlbergs AK-Präsident Anton Lindner und Staatsprä-
sident Karl Renner bei der ersten Jungbürgerfeier 1946, 
die die AK aus der Schweiz „importiert“ hat. Die Festi-
gung und Weiterentwicklung der Demokratie liegt im 
Grundinteresse der ArbeitnehmerInnen.  

SchülerInnenkongress der Kärntner Gewerkschafts-
jugend mit Unterstützung der AK 1988. 
Die AK-Wahlen 2000 sind die ersten Wahlen auf 
Landesebene, bei denen Lehrlinge und damit Jugend-
liche Stimmrecht haben. 


